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Beamtenbesoldung in der Weimarer Republik

Die Beamtenbesoldung wurde in der Weimarer Republik zwei Mal

grundlegend neu geregelt. Nachdem Krieg und Nachkriegsinflation

dazu geführt hatten, dass der Anteil der Teuerungszulagen der

Bezüge den des Grundgehalts erheblich überstieg, vereinfachte das

Beamtenbesoldungsgesetz vom 30. April 1920 die Besoldungsordnung

grundlegend. Die folgende Inflationszeit machte jedoch insgesamt

20 Ergänzungs- und Änderungsgesetze nötig. Das Besoldungsgesetz

vom 16. Dezember 1927 sollte auf die seit dem Ende der Inflation

gestiegenen Lebenshaltungskosten reagieren, führte tatsächlich aber zu

einer Redifferenzierung der Besoldungsordnung.
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